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Antworten von Bündnis 90/Die Grünen Berlin auf die Wahlprüfsteine 
des BQN Berlin e.V. – Zentrum für Diversitätskompetenz 
 
 
 PartMigG  
1. Welche Maßnahmen werden Sie ergreifen, damit die Dienststellen (im 
Geltungsbereich des PartMigG) die Ziele des PartMigG und insbesondere die Maßnahmen 
ihrer jeweiligen Förderpläne wirksam umsetzen?  
 
Wir wollen das PartMigG konsequent umsetzen und dafür in allen Senatsverwaltungen klare 
Zuständigkeiten, ausreichende personelle und finanzielle Ressourcen sowie verbindliche 
Zielvorgaben schaffen. Die Förderpläne dürfen keine Papiertiger bleiben: Ihre Maßnahmen 
müssen mit konkreten Zielen, Verantwortlichkeiten und einem regelmäßigen Monitoring 
hinterlegt werden. Dabei wollen wir insbesondere verbindliche positive Maßnahmen 
nutzen, um die Repräsentation von Menschen mit Migrationsgeschichte und 
Rassismuserfahrung im öffentlichen Dienst deutlich zu erhöhen. 
 
2. Wie werden Sie die systematische Evaluation und Weiterentwicklung des 
Partizipationsgesetzes strukturell und finanziell absichern? Welche Mechanismen sollen bei 
Nichterreichung der Ziele greifen?  
 
Wir wollen die Evaluation und Weiterentwicklung des PartMigG dauerhaft personell und 
finanziell absichern. Dafür braucht es ein verbindliches Diversity-Monitoring, regelmäßige 
Mitarbeitendenbefragungen und eine transparente Berichterstattung über die 
Zielerreichung der einzelnen Dienststellen. Werden Ziele verfehlt, müssen die Ursachen 
ausgewertet, Förderpläne verbindlich nachgesteuert und zusätzliche positive Maßnahmen 
vereinbart werden. Die Ergebnisse sollen zugleich Grundlage für die kontinuierliche 
Weiterentwicklung des PartMigG sein. 
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3. (Wie) Werden Sie eine gesetzlich verankerte Vertretung der Beschäftigten mit 
Migrationsgeschichte und/oder Rassismuserfahrung im Öffentlichen Dienst in allen 
Dienststellen mit zielgerichteten Ressourcen und Mandatierungen einrichten?  
 
Ja. Wir wollen möglichst das Personalvertretungsgesetz um eine Interessenvertretung für 
BIPoC und Menschen mit Rassismuserfahrung im öffentlichen Dienst ergänzen. Sie muss 
mit klaren Beteiligungsrechten, ausreichenden Ressourcen und einem wirksamen Mandat 
ausgestattet werden, damit sie die Umsetzung von Fördermaßnahmen begleiten, 
strukturelle Benachteiligungen sichtbar machen und auf die Einhaltung der vereinbarten 
Ziele hinwirken kann. 
 
LADG  
4. Welche Maßnahmen werden Sie ergreifen, damit die Dienststellen (im 
Geltungsbereich des LADG) die Maßnahmen aus dem Diversity-Landesprogramm 2.0 
wirksam umsetzen? Welche Mechanismen sollen bei Nichterreichung der Ziele greifen?  
 
Antidiskriminierung ist für uns eine Querschnittsaufgabe des Verwaltungshandelns. Deshalb 
wollen wir verbindliche Maßnahmen zur Förderung von Vielfalt und zum Schutz vor 
Diskriminierung konsequent umsetzen sowie Fortschritte regelmäßig überprüfen. Klare 
Zuständigkeiten, transparente Berichterstattung und ein kontinuierliches Monitoring sollen 
dazu beitragen, Defizite frühzeitig zu erkennen und wirksam nachzusteuern. 
 
5. (Wie) Werden Sie in den Dienststellen gesetzlich verankerte Diversity-Beauftragte 
mit zielgerichteten Ressourcen und Mandatierungen (insbesondere in den Bereichen 
Strategie, Personal und Verwaltungs-/Dienstleistungen) einrichten?  
 
Wir wollen Diversity und Antidiskriminierung dauerhaft und verbindlich in den Strukturen 
der Berliner Verwaltung verankern. Dafür braucht es klare Zuständigkeiten, ausreichende 
Ressourcen und eine strategische Verankerung in den Dienststellen. Entscheidend ist, dass 
Vielfalt und diskriminierungssensibles Verwaltungshandeln nicht vom Engagement 
Einzelner abhängen, sondern institutionell abgesichert werden. 
 
 Demokratieförderung  
6. Wie werden Sie Demokratieförderung in Dienststellen bei der Einstellung, in der 
Organisationskultur und im Verwaltungshandeln als dauerhafte strukturelle Aufgabe 
verankern und gegen demokratiefeindliche Einstellungen und Vorhaben absichern?  
 
Moderne, vielfältige und diskriminierungsfreie Sicherheitsbehörden sind für den Schutz der 
Demokratie unabdingbar. Gleichzeitig müssen sie als Arbeitgeberinnen in Zeiten des 
Fachkräftemangels besonders attraktiv sein. Deshalb müssen Demokratiebildung, 
Diskriminierungskritik und kommunikative Kompetenzen in Aus- und Fortbildung sowie im 
Studium gefördert werden. So unterstützen wir Grüne die Sicherheitsbehörden dabei, 
Frauen und Vielfalt zu fördern und Diskriminierung und Sexismus – auch am Arbeitsplatz – 
entschlossen entgegenzuwirken. Wir wollen Antifeminismus als Analysekategorie in der 
Arbeit der Sicherheitsbehörden verankern und durch verbindliche Fortbildungen in 
Verwaltung, Bildung und Justiz bekämpfen. Wir werden überdies die Empfehlungen der 
Berliner Polizeistudie konsequent umsetzen und Angebote hinsichtlich Supervision, 
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Einsatznachbereitungen und Resilienzstärkung ausbauen. Für die Verbesserung der 
Strukturen und der Arbeitsweise bei der Berliner Feuerwehr und im Rettungsdienst werden 
wir eine Feuerwehrstudie durchführen. 
 
Zur Extremismusprävention in der Justiz bringen wir eine Bundesratsinitiative auf den Weg 
mit dem Ziel, festzuschreiben, dass Schöff*innen und andere ehrenamtliche Richter*innen 
sich zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung bekennen müssen, und werden eine 
Strategie zur systematischen Überprüfung der Bewerber*innen entwickeln. 
 
Zivilgesellschaft  
7. Durch welche rechtsverbindlichen Maßnahmen werden Sie sicherstellen, dass 
zivilgesellschaftliche Fach- und Communityorganisationen in Gesetzgebungsverfahren, 
Geschäftsprozessen und (Gesamt-)Strategien des Landes Berlin mit ihrer Expertise 
eingebunden werden?  
 
Die Expertise von Fach- und Communityorganisationen ist unverzichtbar für eine wirksame 
Antidiskriminierungspolitik. Wir wollen Beteiligungsverfahren frühzeitig, transparent und 
verbindlich ausgestalten und die Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft weiter stärken.  
Weiterentwicklung des Landesantidiskriminierungsgesetzes und zentraler Strategien soll 
die Expertise der Betroffenen und ihrer Organisationen systematisch einbezogen werden. 
 
Bildung  
8. Welche ressortübergreifende Strategie werden Sie umsetzen, damit sich der Anteil 
junger Berliner*innen mit Migrationsgeschichte in Ausbildung und Studium des Öffentlichen 
Dienstes sowie landeseigener Unternehmen stärker widerspiegelt?  
 
Wir wollen den gesellschaftlichen Anteil von Menschen mit Migrationsgeschichte in der 
Verwaltung durch verbindliche positive Maßnahmen erhöhen und als Zielvorgabe bis 2030 
mindestens den Durchschnitt der Berliner Bevölkerung erreichen. Perspektivisch wollen wir 
eine umfassende Vielfaltsquote einführen, die alle Diversitätsdimensionen berücksichtigt. 
Berichtspflichten und Mitarbeitendenbefragungen nach dem novellierten PartMigG 
begrüßen wir, wollen jedoch zusätzlich erreichen, dass Gleichstellungsdaten von allen 
Menschen mit Rassismuserfahrung erfasst sowie ein umfassendes Diversity-Monitoring und 
anonyme Umfragen zu Diskriminierungserfahrungen etabliert werden. Eine 
Interessenvertretung für BIPoC im öffentlichen Dienst soll das Personalvertretungsgesetz 
ergänzen. Auch die landeseigenen Unternehmen und Beteiligungen haben eine stadtweite 
Vorbildfunktion für eine moderne, diversitätsorientierte Unternehmensführung in Berlin. Wir 
Grüne wollen wirksame und verbindliche Antidiskriminierungs- und Diversitätsstrategien für 
sie entwickeln und implementieren. Dies gilt sowohl für die angebotenen Dienstleistungen 
und den Umgang mit Kund*innen als auch für die interne Personalverantwortung und -
führung. 
 
Beschwerdestellen  
9. Welche Maßnahmen werden Sie für die Etablierung von unabhängigen, 
niedrigschwelligen, diskriminierungskritischen Beschwerdestellen im Öffentlichen Dienst, in 
Schulen und Gesundheitseinrichtungen ergreifen?  
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Menschen müssen Diskriminierung unkompliziert und wirksam melden können. Deshalb 
wollen wir das Landesantidiskriminierungsgesetz (LADG) gemeinsam mit der 
Zivilgesellschaft weiterentwickeln und die unabhängige LADG-Ombudsstelle stärken. Dazu 
gehören mehr Unabhängigkeit, erweiterte Befugnisse sowie der Aufbau einer unabhängigen 
Beschwerdestelle gegen Diskriminierung an Schulen. Darüber hinaus setzen wir uns für den 
Ausbau niedrigschwelliger Beschwerde- und Beratungsstrukturen ein. 
 
Förderstruktur  
10. Welche Maßnahmen werden Sie für eine nachhaltige, verlässliche Förderstruktur im 
Land Berlin im Bereich Demokratie- und Antidiskriminierungsarbeit (insbesondere mit Blick 
auf drohende Kürzungen des Europäischen Sozialfonds Plus) ergreifen?  
 
Demokratie- und Antidiskriminierungsarbeit braucht langfristige Planungssicherheit. 
Deshalb setzen wir uns für eine dauerhafte und verlässliche Förderung sowie eine 
langfristig abgesicherte Beratungsinfrastruktur ein. Der Wegfall von Fördermitteln – 
insbesondere aus dem Europäischen Sozialfonds Plus (ESF+) – darf nicht dazu führen, dass  
bewährte Beratungs- und Unterstützungsangebote verloren gehen. Wir wollen die 
zivilgesellschaftlichen Strukturen der Demokratie- und Antidiskriminierungsarbeit 
nachhaltig stärken. 
 


